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      Kommunistische Plattform Mecklenburg-Vorpommern
An den

Bundesvorstand

Der Partei DIE LINKE

Liebe Genossinnen und Genossen,

leider wurde der Dringlichkeitsantrag zum Thema Nahost nicht mehr  aus Zeitnot heraus auf unserem Bundesparteitag  zur Diskussion gebracht, sondern an den Bundesvorstand verwiesen. Wir halten es aber für dringend erforderlich, dass die Partei endlich sich klar zu diesem Thema äußern muss.

Es kann nicht sein, dass Genossen, die Kritik an der Politik Israels äußern, als antisemitisch beschimpft werden. Selbst auf dem Parteitag sagte ein Genosse, einfach so ohne Begründung, dass die Genossin Wagenknecht antisemitisch sei.

Dies ist nicht hinnehmbar, gleich welcher Genosse beschimpft wird. 

In unserer Partei muss endlich klar gesagt werden, dass  wir zum Kampf in Nahost und speziell in Israel einen gemeinsamen Standpunkt haben. Dazu gehört auch die Wahrheit, dass kein Volk auf der Welt, also auch nicht der Staat Israel, aufgrund seiner Geschichte kritiklos ein anderes Volk bekämpfen, vertreiben und unterdrücken darf.

Es ist beschämend, dass ein linker Israeli einen offenen Brief an die deutschen Linken schreibt, veröffentlich im ND vom 19/ 20 Dezember 2009, in dem er uns sagt, was er davon hält, dass deutsche Linke die Tatsachen in Israel verschleiern. Er sagt von sich: Ich tue, was Linke tun: Ungerechtigkeit bekämpfen!

Zitat aus dem Brief:

„Die israelische Linke ist sehr pluralistisch. Man findet unterschiedliche Herangehensweisen, Analysen und Strategien, aber der Widerstand gegen den israelischen Militarismus und die Unterdrückung der Palästinenserinnen und Palästinenser ist allen gemeinsam.
“
Sind wir anders als unmittelbar Betroffene!!!

Liebe Genossinnen und Genossen,

es ist dringend erforderlich zum Thema Nahost klare Worte zu finden. Bevor ihr das Thema behandelt, empfehlen wir Euch, den erwähnten offenen Brief zu lesen. 

Danach erwarten wir klare Worte zum Thema Antisemitismus, denn niemand der die Politik in Israel kritisiert, verurteilt das israelische Volk.  

Kritik an der Politik  Israels ist niemals mit Antisemitismus gleichzusetzen.

Wir verurteilen Israels militärischen Angriff auf den Solidaritäts-Konvoi in den internationalen Gewässern als Verbrechen gegen das Völkerrecht.

Teterow, den 12.06.2010                         Landeskonferenz der KPF. MV 

